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(No. 1427.) Allerhöͤchſte Kabinetsorder vom Aten Mai 1833., die Stempelfreiheit bei Beſitz⸗ 
SE welche zum Zweck des gemeinen Beſten angeordnet werden, 
betreffend. 5 i 


N den Bericht des Staatsminiſteriums vom 18ten v. M. beſtimme Ich, 
daß bei Beſitzveraͤnderungen, welche zum Zweck des gemeinen Beſten unter Ver⸗ 
pflichtung der Intereſſenten angeordnet werden, ſowohl den gerichtlichen als den 
von den Verwaltungsbehoͤrden aufzunehmenden Verhandlungen und allen in die⸗ 
ſer Beziehung bei dem Hypothekenbuche nothwendigen Eintragungen und den 
darüber auszuſtellenden Urkunden, die Gebuͤhren⸗ und Stempelfreiheit zuſtehen ſoll. 
Das Staatsminiſterium hat die Bekanntmachung dieſer Order durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veranlaffen. ` ER 5 
Berlin, den Aten Mai 1833. 5 SC = 
| Friedrich Wilhelm. SÉ 
An das Staatsminiſterium. f S N 
(No. 1428.) Geſetz, über Schenkungen und letztboillige Zuwendungen an Anſtalten und Geſell⸗ 7 RR 
fchaften. - Vom 13ten Mai 1833. N Se, A e s, Gr 
Fe pr 7838 2 4 . 
ee, Ss Ke, 
Saar, der,; JEJ3 N 2 


) Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen c. ꝛc. 5 = 
haben für erforderlich erachtet, die geſetzlichen Beſtimmungen uͤber Schenkungen 
und letztwillige Zuwendungen an Kirchen und geiſtliche Geſellſchaften, imgleichen . 73 ee bee ben, 
an Lehr⸗, Erziehungs- und Armenanſtalten und Hospitäler, einer Reviſion zu „ „ u 2 
unterwerfen und auf ſaͤmmtliche vom Staate genehmigte Anſtalten und ſolche er ee 
Geſellſchaften auszudehnen, welche Korporationsrechte haben. GR 
Wir verordnen demnach für ſaͤmmtliche Provinzen Unſerer Monarchie, 
mit Aufhebung aller dieſen Gegenſtand betreffenden geſetzlichen Vorſchriften, auf 
Antrag Unſers Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſers 
Staatsraths, wie folgt: 5 f a 
5 F. 1. Schenkungen und letztwillige Zuwendungen an inlaͤndiſche oͤffent⸗ 
liche Anſtalten oder Korporationen, ſollen von deren Vorſtehern der vorgeſetzten 
Behoͤrde angezeigt werden. 5 
Jahrgang 1833. (No. 1427 — 1428.) 8 K ö F. 2. 


(Ausgegeben zu Berlin den 15ten Juni 1833.) 
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= nad. den Umſtaͤnden zu beſtimmenden Geldſtrafe, welche jedoch den doppelten 
Betrag der Zuwendung nicht uͤberſteigen darf. g 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhandigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i i a a 
Gegeben Berlin, den 13ten Mai 1833. 
f (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. 
f Beglaubiget: 


Frieſe. 


(No. 1429.) Geſetz, uͤber erloſchene Parochien und uͤber die Behandlung des Vermögens 


derſelben. Vom 13ten Mai 1833. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 

Preußen je. . 8 8 
thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: me Be, Br 
| Da es zweifelhaft geworden ift, in welchen Faͤllen eine Parochie als er⸗ 


e D 


lolſchen zu betrachten, und wie das Vermoͤgen einer erloſchenen Parochie zu be⸗ 


handeln ſey, ſo verordnen Wir mittelſt Deklaration der K. 177. 179. 189. 192. ff. 
Thl. II. Tit. 6. und $. 308. Thl. II. Tit. 11. des Allgemeinen Landrechts, fuͤr 
diejenigen Landestheile, worin das Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft hat, auf 
den Antrag Unſers Stagtsminiſteriums und nach eingeholtem Gutachten Unſers 
Staatsraths, wie folgt: a = 
F. 1. Eine Parochie ift als erloſchen anzuſehen, wenn binnen Zehen Jahren: 
a) entweder gar keine Mitglieder ihrer Religionsparthei in dem Pfarrbezirke 
einen ordentlichen Wohnſitz gehabt haben; ö a 
b) oder gar kein Pfarrgottesdienſt daſelbſt ſtattgefunden hat; 
c) oder endlich die Zahl der Eingepfarrten fortwährend ſo gering geweſen, 
daß zu einem ordentlichen Pfarrgottesdienſt kein Beduͤrfniß vorhanden war. 
FS. 2. Entſtehen Zweifel über das Daſeyn der im $. 1. aufgeſtellten Be⸗ 
dingungen, ſo ſollen dieſelben zu Unſerer Allerhoͤchſten landesherrlichen Entſcheidung 
vorgelegt werden. e 
. 3. Das einer Parochie zuſtehende Vermoͤgen, welches bei ihrem Erloͤ⸗ 
ſchen (JF. 1. 2.) als herrenlos Unſerer landesherrlichen Verfuͤgung anheimfaͤllt, ſoll 
zum Vortheil derjenigen Religionsparthei derſelben Provinz verwendet werden, 
welcher die erloſchene Parochie angehoͤrt hat. For : 
$.4. Von der Vorſchrift des A 3. tritt in Anſehung des vakant gewor⸗ 


denen Kirchengebaͤudes eine Ausnahme ein, indem daſſelbe der an dieſem Ort 


vorhandenen Parochie einer andern chriſtlichen Religionsparthei zugewieſen wer⸗ 


| GER. ` 


den ſoll, inſofern dazu ein Beduͤrfniß vorhanden iſt. 
(No. 1428 — 1429.) K 2 


ee DM m. 
A. 5. War ein Theil des übrigen Vermögens der Parochie ausſchließend 
und unzweifelhaft zur Erhaltung des Kirchengebaͤudes beſtimmt, fo ſoll derſelbe auch 
ferner mit dem nach K. 4. zu verwendenden Kirchengebaͤude verbunden bleiben. 
5 F. 6. Die gegenwärtige Verordnung ſoll in allen oben bezeichneten Landes⸗ 
theilen, ohne Ausnahme irgend einer Provinz, zur Anwendung kommen, 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. a 
Gegeben Berlin, den 13ten Mai 1833. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 
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(No. 1430.) Geſetz, wegen Aufhebung der ausſchließlichen Gewerbsberechtigungen in den 
EE Städten der Provinz Poſen. Vom 13ten Mai 1833. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
8 Preußen ꝛc. ꝛc. i ee! 
Da in mehreren Städten unſerer Provinz Poſen noch Zunftzwang und 
ahnliche Beſchraͤnkungen des Gewerbfleißes das zeitgemäße Fortſchreiten deſſelben 
hemmen, fo verordnen Wir hierdurch, auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums 
8 und nach vernommenem Gutachten Unſers Staatsraths, wie folgt: S 
I. Aufhebung $.1. Alle ausſchließliche Gewerbsberechtigungen der Zünfte und Korporationen 
lichen oder einzelner Individuen in den Staͤdten Unſerer Provinz Poſen ſind, wo der⸗ 
Zwangs⸗ gleichen noch beſtehen, von dem Tage der Verkuͤndigung dieſes Geſetzes an, 
Staten aufgehoben. , ö iR . ` 
A 2. Die Befugniß zum Betriebe eines Gewerbes kann daher mit der Wir⸗ 
kung eines Unterſagungsrechtes fernerhin nicht in Anſpruch genommen werden. 
II. Entſchaͤdi⸗ F. 3. Die Inhaber von ausſchließlichen, veraͤußerlichen und ver⸗ 
i In babe erblichen Gewerbeberechtigungen in den Städten (§. 1.) (Bankgerech⸗ 
don Ge⸗ tigkeiten) ſollen für den Verluſt derſelben einen Anſpruch auf Entſchaͤdigung 
Ka, he Be 5 
i. Allgemeine . 4. Ein folder Anſpruch ſoll jedoch nur dann eintreten, wenn 
1 1) dgs Daſeyn der in $. 3. bezeichneten Eigenſchaften, insbeſondere das Recht, 
de die Vermehrung der Gewerbtreibenden gleicher Art verhindern zu dürfen, 
entweder durch hypothekariſche Eintragungsdokumente, oder auf e 
` EE recht⸗ 


= BB 5 : 
rechtliche Weiſe, es ſey durch Privilegien oder durch den Beſitz eines 
AUnterſagungsrechtes dargethan werden kann; 
2) wenn die produzirten Privilegien, Konzeſſionsurkunden, oder andere Beſitz⸗ 
Dokumente nicht die Kaſſationsklauſel — den ausdruͤcklichen Vorbehalt der 
Mehrung, Minderung oder Aufhebung — enthalten; - 
3) wenn die nach Publikation der Deklaration vom Löten Auguſt 1796. von 
einem Gutsherrn ertheilte Konzeſſion mit der landesherrlichen Beſtaͤtigung 
verſehen iſt. 5 S ` 
F. 5. Der durch Abſchaͤtzung ermittelte Werth einer mit den A 3. erwaͤhnten 
und nachgewieſenen Erforderniſſen verſehenen Gewerbeberechtigung (Vankgerech⸗ 
5 ep giebt den Maaßſtab für die Entſchaͤdigung der bisher ausſchließlich Be⸗ 
rechtigten. a a 

F. 6. Die Ausmittelung und Feſtſetzung des Werths geſchieht nach den Be⸗ 2 
ſtimmungen dieſer Verordnung A8. 10. 14. 15., und die Entſchaͤdigung ſelbſt 
geſchieht nach den weiter unten folgenden Vorſchriften 8. 17. 18. 19.). 

F. 7. Zur Entſchaͤdigung der Inhaber einer ablöfungsfähigen Gewerbeberechti⸗ b. Entſchaͤdl⸗ 
gung find diejenigen verpflichtet, welche, ohne in dem Beſitze einer abloͤſungs⸗ SC, 
fähigen Berechtigung zu ſeyn, fortan in dem Polizeibezirke einer Stadt das Vic ` 8 
werbe, dem die Berechtigung angehoͤrte, ausuͤben; befreit von dieſer Verpflich⸗ 
tung ſind mithin die bisherigen Inhaber einer ablöfungsfähigen Gewerbeberech⸗ 
tigung BER? 

FV. 8. Der Abloͤſung des Werths einer Gewerbeberechtigung kann weder von 
dem zur Gewerbsabgabe Berechtigten, noch von dem im Hypothekenbuche ein⸗ 
getragenen Glaͤubiger des Bankbeſitzers widerſprochen werden. 

F. 9. Sofort nach Bekanntmachung dieſes Geſetzes ſollen die Inhaber von Ge⸗ e. Alusmitte⸗ 
werbeberechtigungen von dem Magiſtrat aufgefordert werden, binnen drei Mo⸗ 20106 und 
naten, bei Verluſt ihrer Forderung, den Anſpruch auf Entſchaͤdigung anzumel⸗ zungever⸗ 
den und zu begründen. (F. 4.) 5 a fahren. 

$. 10. Der Magiſtrat erörtert die vorhandenen Erforderniſſe des Entſchaͤdigungs⸗ 
Anſpruches, und reicht die Verhandlungen der Regierung zur Feſtſtellung deſſel⸗ 
ben durch ein Reſolut ein. i ü sg 

AU. Wenn der Entſchaͤdigungsanſpruch von der Regierung als unbegruͤndet 

zuruͤckgewieſen worden, Ip findet, nach der Wahl der Intereſſenten, binnen vier 
Wochen nach erfolgter Publikation, entweder die Berufung auf richterliche Ent⸗ 
ſcheidung, oder der Rekurs an das Miniſterium des Innern fuͤr Handel und 
Gewerbe ſtatt. Haben die Intereſſenten einen der beiden Wege gewählt, fo 
koͤnnen ſie auf den andern alsdann nicht mehr zuruͤckgehen. 

F. 12. Wenn wegen Verabſaͤumung der dreimonatlichen Anmeldungsfriſt (F. 9.) 
der Entſchaͤdigungsanſpruch der Inhaber verloren gegangen, ſo kann derſelbe doch 
binnen einer anderweiten praͤkluſtviſchen Friſt von drei Monaten noch von den 
Neglglaͤubigern des Bankbeſitzers geltend gemacht werden. 

A 13. Sobald hiernach die Anfprüche auf Entſchaͤdigung feſtſtehen, wird der 
Kapitalwerth einer einzelnen Gewerbeberechtigung nach dem Durchſchnitts⸗Ver⸗ 

(No. 1430.) a a ö kaufs⸗ 
. } 


d. Abloͤſung 


: — 54 — 
kaufs⸗ oder Vererbungspreiſe in den Jahren von 1797. bis 1832. von dem 


Magiſtrat — in den Städten, welche einem Landrathe untergeordnet find, jedoch 
mit deſſen Zuziehung — abgeſchaͤtzt und von der Regierung feſtgeſetzt. 


F. 14. Die Abſchaͤtzung ſoll ſich allein auf die Gewerbeberechtigung beſchraͤnken, 
und deren Werth, ſo wie er nach erfolgter Publikation dieſes Geſetzes ermittelt 
wird, feſtſtellen. Es ſollen daher die etwa mit der Gewerbeberechtigung in Ver⸗ 

bindung veraͤußerten oder vererbten Realitaͤten und Utenſilien, eben ſo wenig, als 
die auf dem Gewerbsbetriebe ruhenden grundherrlichen oder Kaͤmmereiabgaben, 
welche mit fünf Prozent kapitaliſirt werden, zur Berechnung gezogen werden. 


A 15. Gegen die nach H. 13. 14. ausgemittelte und feſtgeſetzte Taxe iſt kein 
Rechtsverfahren, ſondern nur der Rekurs an das Miniſterium des Innern für 
Handels- und Gewerbeangelegenheiten zulaͤſſig. e 


$. 16. Fuͤr jede einzelne Klaſſe von ablöfungsfähigen Berechtigungen wird aus 


ee den jahrlichen Beiträgen der zur Entſchaͤdigung Verpflichteten (F. 17) ein Ab⸗ 


e geſammelt, und bei dem Magiſtrat der betreffenden Stadt ver⸗ 
wgltet. ä 


F. 17. Dieſe Beiträge beftehen aus Sechs Prozent jaͤhrlicher Zinfen von dem 
(F. 14) feſtgeſtellten Kapitalwerth einer Gewerbeberechtigung, und werden Zwan⸗ 
zig Jahre lang — von dem Tage der oͤffentlich bekannt zu machenden Feſtſetzung 
der Taye an gerechnet — von Jedem entrichtet, welcher, ohne zu den Berechtig⸗ 
ten zu gehoͤren, innerhalb dieſes Zeitraumes das Gewerbe treibt. Der Gewer⸗ 
betreibende zahlt dieſen Beitrag jedoch nur fuͤr die Jahre ſeines Gewerbebetrie⸗ 
bes, welche innerhalb des zwanzigjaͤhrigen Zeitraums fallen. n 


$. 18. Die Einziehung der Abloͤſungsbeitraͤge beſorgt der Magiſtrat, noͤthigenfalls 
im Wege der Exekution. Wo die Exekution auf die Summe eines ganziaͤhri⸗ 
gen Beitrages aber fruchtlos bleibt, kann dem Verpflichteten die Fortſetzung des 
Gewerbes bis zur Entrichtung des Ruͤckſtandes unterſagt, und mit einer Polizei⸗ 
ſtrafe von 8 bis 14 Tagen Gefaͤngniß bedroht werden. a 


A 19. Die eingegangenen Summen ſollen, wo es angeht, zinsbar belegt, und 
in angemeſſenen Friſten von dem Magiſtrat unter die zur Entſchaͤdigung Berech⸗ 
tigten in gleichem Verhaͤltniſſe vertheilt werden. a 


F. 20. Nach dem Verlauf des zwanzigjaͤhrigen Zeitraumes (J. 17.) find alle 


b Anſpruͤche der Berechtigten auf Entſchaͤdigung erloſchen. 


F. 21. Die Realglaͤubiger, welche etwa in Stelle des Berechtigten die Ent 
ſchaͤdigung in Anſpruch nehmen (F. 12.) treten dadurch nur in die Rechte und 
Pflichten des Berechtigten. Sie muͤſſen ſich, wenn der Betrag der den fete ) 
den den ausgemittelten Kapitalwerth der Gewerbeberechtigung überſteigen ſollte, 
die Vertheilung der Entſchaͤdigungsbetraͤge nach der Priorität ihrer Forderungen 
unter ſich gefallen laſſen. Wenn dagegen nach ihrer Befriedigung ein Ueber⸗ 
ſchuß verbleibt, fo kommt derſelbe lediglich dem Abloͤſungsfonds zu ſtatten. S 


Ye 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. f 79 
Gegeben Berlin, den 13ten Mai 1833. 
(. S.) Friedrich Wilhelm. 
| Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Schuckmann. Maaſſen. Frh. v. Brenn. 
v. Kamptz. Muͤhler. g 
Beglaubigt: 
Frieſe. 


(No. 1431.) Geſetz, wegen Aufhebung der gewerblichen und perfönlichen Abgaben und Lei⸗ A Wer zeugen ZE, 
ſtungen in den Mediatſtaͤdten der Provinz Poſen. Vom 13ten Mai 1833. 4 ee, eee, l. be 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig dens 


5 e Gef « 15 Rucar 1833 IH) a 
` Preußen ar en DH + d ` L Ac, e. BG. 0.29 Gage 833 N. 

Um die Mediatſtaͤdte der Provinz Poſen hinſichtlich der Abgabenverhaͤlt— Ye 
niffe mit den Städten in den aͤlteren Provinzen, fo weit es noch nicht geſche⸗ 777 „ 
hen, völfig gleich zu ſtellen, und um fie zur Beförderung ihres Wohlſtandes und fer e sr 77 
ihrer Gewerbſamkeit von den bisher noch an die Grundherren entrichteten per mee. ae, e, 
ſoͤnlichen und gewerblichen Abgaben und Leiſtungen zu befreien, verordnen Wir e 49.2 ee, «= ui 
auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums und nach angehoͤrtem Gutachten Us. ae e ee 
ſers Staatsraths, wie folgt: 5 S 

$.1. Mit dem Iſten Januar 1834. fallen in den Mediatſtaͤdten der Provinz f 
Poſen ſaͤmmtliche bisher noch fortbeſtandene Handels⸗ und Konſumtionsabgaben ! = 
von Waaren, ferner die Abgaben und Leiſtungen, welche für die Berechtigung zee, gen. dan e, en, 
zum Betriebe von Gewerben, in beſtimmten Terminen oder ein für allemal, ent⸗ SS 
richtet werden, in der Art weg, wie ſolches durch die AA 17. und 18. des Ge 
ſetzes vom 26ſten Mai 1818. und $. 1. der Verordnung vom Sten Februar 
1819. allgemein, und durch §. 30. des Gewerbeſteuer-Geſetzes vom 2ten Novem⸗ 
ber 1810. und deſſen Deklaration vom 19ten Februar 1832. für den damaligen 
Umfang der Monarchie angeordnet iſt. f 

F. 2. Es find ferner mit demſelben Termin aufgehoben alle beſtehende Abga⸗ 
ben und Leiſtungen: 

a) für die Befreiung von gewerblichen Zwangs- und Bannrechten (Getraͤnke⸗ 


zwang); | - 
b) Et die Ueberlaſſung oder Aufhebung ausſchließlicher Rechte zur Getraͤnke⸗ 
ereitung und zum Ausſchanke; : 
c) für den zwangsweiſen Gebrauch von Walkmuͤhlen, Malz⸗ und Brauhaͤu⸗ 
ſern, Waagen und aͤhnlichen gewerblichen Anlagen; und SC 
c) ſaͤmmtliche perſoͤnliche Abgaben und Leiſtungen, einſchließlich der perſoͤnli⸗ 
chen Abgaben der Juden, welche von den Kaͤmmereien, Grundherren, oder 
von den Domainenfaffen bisher in den Mediatſtaͤdten der Provinz Poſen 
erhoben ſind. e 
(No. 1430— 1431.) 5 §. 3. 


E AG. th . g 
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. 3. Fur den Verluſt der hiernach gufgehobenen Abgaben und Leiſtungen ſollen 
die Grundherren nach den weiter folgenden Beſtimmungen entſchaͤdigt werden. 

Eine Entſchaͤdigung der Domainenkaſſen und Kaͤmmereien findet nicht ſtatk, 
jedoch fallen die Gegenleiſtungen weg, welche ihnen in Bezug auf die gufge⸗ 
hobenen Abgaben und Leiſtungen obgelegen haben. 

F. 4. Die Ermittelung des Betrages der den Grundherren gebuͤhrenden Ent⸗ 
ſchaͤdigung beſorgen die Regierungen. Der Oberpraͤſident ſoll die Grundherren 
öffentlich auffordern, binnen einer dreimonatlichen Praͤkluſivfriſt ihre Anſpruͤche 
d 19 Regierungen anzumelden, und die dabei zu beobachtende Form vor⸗ 

reiben. 

In den Anmeldungen ſind zu unterſcheiden, die Entſchaͤdigungsforderun⸗ 
gen für aufgehobene Abgaben und Leiſtungen: - 

a) welche nach Judikaten oder Vergleichen, oder nach dem Anerkenntniſſe der 

Verpflichteten ſeither unweigerlich entrichtet worden ſind; 

b) welche bereits Gegenſtand eines Prozeſſes ſind; , 

c) welche zwar von den Grundherren verlangt, aber von den Verpflichteten 

verweigert werden, derenwegen aber ein Prozeßverfahren noch nicht einge⸗ 


eitet iſt. ' \ 

Den Anmeldungen muͤſſen die Urkunden, auf denen die Forderung der 
Entrichtung beruhet, beigefuͤgt, und es muß darin deren Betrag und aus wel⸗ 
chen Geld⸗, Natural und andern Lieferungen und Leiſtungen ſolche beſteht, unter 
Bemerkung der ſtattfindenden Gegenleiſtungen, genau angegeben werden. 
Von den Regierungen werden die Anmeldungen in ein fuͤr jede Medigt⸗ 
Stadt zu eroͤffnendes Regiſter eingetragen und den Grundherren Anmeldungs⸗ 
Beſcheinigungen ertheilt. n IE Ben 
5. Nach Eingang der Anmeldungen iſt zunaͤchſt deren Richtigkeit feſtzuſtellen. 
Hierbei, ſo wie bei Ermittelung der Entſchaͤdigung, ſind außer den Berechtigten 
und Verpflichteten, der Vorſtand der betreffenden Gemeinde und ein zu dieſem 
Zwecke von dem Oberpraͤſidenten bei jeder Regierung zu beſtellender fiskaliſcher 
Anwalt zuzuziehen; dagegen iſt die Zuziehung der Lehns⸗ und Fideikommißfolger, 
der Obereigenthuͤmer und Wiederkaufsberechtigten, der hypothekgriſchen Glaͤubi⸗ 
25 Det Realberechtigten des Gutes, welchem die Abgaben zuſtehen, nicht 
erforderlich. f e 
Anerkenntniſſe und Vergleiche, welche nach Verkuͤndigung dieſes Geſetzes 


in Anſehung der gedachten Abgaben und Leiſtungen erfolgen, ſind ohne die Zu⸗ 


ſtimmung des Gemeindevorſtandes und des fiskaliſchen Anwaltes unverbindlich. 
Ueber die angemeldeten Anſpruͤche ſind, wenn nicht ſchon ein Prozeß dar⸗ 
über anhaͤngig iſt, die Betheiligten durch einen Kommiſſarius der Regierung zu 
vernehmen. Werden dieſelben beſtritten, ſo hat der Kommiſſarius einen Ver⸗ 
gleich zu verſuchen, und wenn feine Bemuͤhungen dieſerhalb ohne Erfolg blei⸗ 
ben, den Beſitzſtand zu ermitteln, welcher von der Regierung durch ein Reſolut 
feſtzuſtellen iſt. Derjenige, welcher ſich bei dieſer JFeſtſtellung nicht beruhigt, iſt. 
verpflichtet, den Rekurs binnen vier Wochen praͤkluſiviſcher Friſt bei dem Mini⸗ 
ſterium des Innern für Handel und Gewerbe geltend zu machen, oder aber in 
gleicher Zeit den Weg Rechtens zu ergreifen. Hat er eines von Beiden ge⸗ 
wählt, ſo kann er auf das Andere nicht mehr zuruͤckgehen. Iſt SCH E 
) EN a SE Proze 
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Prozeß über den Anſpruch anhängig, ſo wird dem Gemeindevorſtande und dem 
fiskaliſchen Anwalte durch die Regierung hiervon Nachricht gegeben und demſel⸗ 
ben uͤberlaſſen, ſich bei dem Prozeſſe als Intervenienten zu melden. ; 
Sobald die angemeldeten Anſpruͤche durch ein Anerkenntniß oder Ueber⸗ 
einkommen der Betheiligten, oder durch rechtskraͤftige Entſcheidung feſtgeſtellt 
worden, läßt die Regierung für jede Medigtſtadt den Geſammtwerth der Abga⸗ 
ben und Leiſtungen, nach Abzug der Gegenleiſtungen, unter Zuziehung der Be⸗ 
theiligten kommiſſariſch ermitteln, ſetzt denſelben durch einen motivirlen Beſchluß 
auf eine jaͤhrliche Geldſumme feſt, und macht dieſe Feſtſetzung den Betheiligten 
bekannt. Die unfixirten Abgaben und Leiſtungen werden dabei nach dem Durch⸗ 
ſchnitte der letzten drei Jahre und die darunter befindlichen marktgaͤngigen Na⸗ 
furalabgaben nach den Durchſchnittspreiſen der letzt verfloſſenen zehn Jahre, an⸗ 
dere Abgaben und Leiſtungen aber nach vorgaͤngiger Schaͤtzung durch Sachver⸗ 
ſtaͤndige zu Gelde berechnet. Gegen dieſe Feſtſetzungen der Regierungen findet, 
unter Ausſchließung des Rechtsweges, nur ein Rekurs an den Oberpraͤſidenten, 
binnen einer Praͤkluſtofriſt von vier Wochen, Tat 
F. 6. Den feſtgeſetzten Geldbetrag hat jede Mediatſtadt durch Zuſchlaͤge zu den 
Staatsſteuern, nach Maaßgabe einer von dem Finanzminiſter zu ertheilenden In⸗ 
ſtruktion, vom Tage der Aufhebung der bisherigen Entrichtungen ab, bis zur 
Beendigung der Abloͤſung aufzubringen und vierteljährig durch die Kreiskaſſe an 
die bei dem Oberpraͤſidium einzurichtende Amortiſationskaſſe abzufuͤhren. Ruͤck⸗ 
ſtaͤnde aus der früheren Zeit zahlen die bis dahin zu der Abgabe Verpflichteten 
an die Berechtigten in der bisherigen Art. 

F. 7. Von dem feſtgeſtellten Geldwerthe der Abgaben und Leiſtungen jeder 
Mediatſtadt werden vier Prozent fuͤr die Rezepturkoſten, zwei Prozent fuͤr Er⸗ 
laſſe und Ausfaͤlle und vierundzwanzig Prozent an Offiara oder Grundſteuer, 
zuſammen alſo dreißig Prozent abgeſetzt, und die bleibende Summe wird als 
abloͤsbare Rente in Quartalvaten postnumerando durch die Kreiskaſſen an die 
Grundherren gezahlt. Mit demſelben Termin wird der abgeſetzte Offiarabetrag 
den Grundherren erlaſſen und von dem Grundſteuerquantum des betreffenden 
Gutes auf Anordnung des Finanzminiſters abgeſchrieben. 

F. 8. Die Grundherren erhalten über die ihnen zuſtehenden Renten Anerkennt⸗ 
niffe, welche von den Oberpraͤſidenten ausgefertigt und in ein Schuldbuch ein⸗ 
getragen werden. Die Abloͤſung erfolgt durch Zahlung des zwanzigfachen Be⸗ 
trages in Summen von mindeſtens Hundert Thalern nach vorheriger vierteljaͤhri⸗ 
ger Kuͤndigung. Der Miniſter der Finanzen wird daruͤber noch eine naͤhere 

Inſtruktion erlaſſen. . 
F. 9. Iſt die Abgabe oder Leiſtung, für welche die Rente gewaͤhrt wird, Zu⸗ 
behoͤr eines Gutes, und dieſes ein Lehnfideikommiß⸗„ Erbzins⸗ oder Erbpachts⸗ 
gut, oder mit einem Verkaufs⸗ oder Nießbrauchsrechte, oder mit hypothekariſchen 
Schulden belaſtet, ſo wird in dem Anerkenntniſſe vermerkt, daß der Inhaber 
darüber ohne Genehmigung des Gerichts, bei welchem das Hypothekenbuch uͤber 
das Gut gefuͤhrt wird, nicht verfuͤgen koͤnne. Dieſe Genehmigung darf nur 
nach Einwilligung der vorgenannten Realberechtigten ertheilt werden. „ 
F. 10. Die abgelöften Rentenbetraͤge, über welche der Inhaber des Anerkennt⸗ 
niſſes nach obiger Beſtimmung (J. 9.) nicht frei verfuͤgen kann, ſind an das 
Jahrgang 1833. (No. 1431.) L „ Depo⸗ 
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Depoſttorium des daſelbſt bezeichneten Gerichts zu zahlen, und nach den Grund⸗ 
ſaͤtzen der Abloͤſungsordnung vom "ron Junius 1821. über Kapitalabloͤſungen bei 
Guͤtern, welche mit Einſchraͤnkungen des Eigenthums, und mit Realverbindlich⸗ 
keiten belaſtet find, zu verwenden. Der Juſtizminiſter wird die Gerichte mit 
‚näherer Inſtruktion hierüber verſehen. 

F. 11. Das Geſchaͤft der Rentenzahlung und Amortiſation leitet der Oberpraͤ⸗ 
ſident. Der Tilgungsfonds wird gebildet: 

a) aus den dreißig Prozenten ($. 70, welche von dem Geldbetrage der Abgaben 
abzuſetzen ſind, und welche daher aus den von den Mediatſtaͤdten aufzu⸗ 
ebe vollen Summen waͤhrend des Laufes der Tilgung der Kaſſe 

verbleiben; 8 Ke 

p) aus dem Betrage der abgeloͤſten Renten; . 

c) aus Zuſchuͤſſen aus Staatskaſſen, um das Abloͤſungsgeſchaͤft in einem Zeit⸗ 
raume von laͤngſtens zwanzig Jahren zu Ende zu fuͤhren. 

F. 12. Den Mediatſtaͤdten ſteht frei, die nach der Beſtimmung im F. 6. bis zur 
Beendigung der Tilgung an die Amortiſationskaſſe jaͤhrlich zu zahlenden Sum⸗ 
men auf einmal abzutragen. N 

Sie koͤnnen ſich deshalb vor dem Iſten Juli jeden Jahres, unter Nach⸗ 
weiſung der Zahlungsmittel an den Oberpraͤſidenten wenden, welcher ihnen dem⸗ 
un S mit Berechnung des Interuſuriums feſtzuſetzenden Betrag bekannt zu 
machen hat. e ö Ee 

$.13, Denjenigen Stadtgemeinden, deren Kaͤmmereikaſſen jaͤhrliche Zahlungen an 
ihre Grundherrſchaften zu leiſten haben, die aus dem im §. 1. und 2. bezeichne⸗ 
ten Abgabenverhaͤltniſſe hervorgehen, fol geftattet ſeyn, dieſelben nach den Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Geſetzes abzulöfen. Die Stadtgemeinden ſind jedoch verpflich⸗ 
tet, bei Verluſt dieſer Befugniß, ihren Antrag auf Abloͤſung der Rente binnen 
ſechs Wochen nach erfolgter Verkuͤndigung des Geſetzes bei der betreffenden 
Regierung anzumelden. e En SE 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a 

Gegeben Berlin, den 13ten Mai 1833. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Schuckmann. Maaſſen. Frh. v. Brenn. 
v. Kamptz. Muͤhler. | 
Be glaubigt: 
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(No. 1432.) Geſetz, wegen Aufhebung der Zwangs⸗ und Bannrechte in der Provinz Po ſe n. eee, = eee ES 
Vom 13fen Mai 1833. era: 206 a 


3 e 

a ; ; SE 7 
Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 

Preußen ꝛc. ꝛc. : | 
haben, um den Verkehr und Gewerbfleiß in Unſerer Provinz Poſen von jedem 
laͤſtigen Zwange zu befreien, auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums und nach 
eingeholtem Gutachten Unſers Staatsraths zu verordnen beſchloſſen: ` 

$.1. Die in der Provinz Poſen noch beftehenden Zwangs⸗ und Bannrechte, 
namentlich das mit der Befugniß zum Betrieb der Brauerei uud Brennerei 
bisher verbunden geweſene Recht des Getraͤnke⸗Konſumtionszwanges und die 
Schankgerechtigkeit, inſofern dieſelbe in einem beſtimmten Bezirk ausſchließend 
ausgeübt worden, find mit dem Tage der Verkuͤndigung des gegenwartigen 
Geſetzes aufgehoben. : 

§. 2. Was unter Zwangs- und Bannrechten "überhaupt, und unter Kon⸗ 
ſumtionszwang, ſo wie unter ausſchließender Schankgerechtigkeit zu verſtehen 
ſey, beſtimmen die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Thl. I. Tit. 23. 
§§. 1 — 22. und AA 53 — 95. 

FS. 3. Die Eigenthuͤmer und Erbpaͤchter eines Grundſtuͤcks bleiben jedoch in dem 
Beſitz des Rechts, zum Abſatz an Andere Bier zu brauen oder Branntwein zu 
brennen, und das fabrizirte Getraͤnk im Einzelnen zu verkaufen, ſo wie in dem 
Beſitze des durch Verjaͤhrung oder ausdruͤckliche Vertraͤge erworbenen Krug⸗ 
verlags. Allgemeines Landrecht Thl. I. Tit. 23. $. 56. 

F. 4. Vertraͤge, wodurch der Inhaber einer Schankſtaͤtte ſich verpflichtet, das 
zu ſeinem Debit erforderliche Getraͤnke nur aus einer beſtimmten Fabrikations⸗ 
ſtaͤtte zu nehmen (Verlagsrecht) koͤnnen auch ferner errichtet werden. 

Vertraͤge, wodurch Jemand ſich unterwirft, den Bedarf zu ſeiner eigenen 
Konſumtion aus einer beſtimmten Schankſtaͤtte zu nehmen, duͤrfen, bei Strafe 
der Nichtigkeit, nur auf die Dauer eines Jahres geſchloſſen werden. 

F. 5. Die Anlageneuer Brauereien und Brennereien auf ländlichen Grund: 
ſtuͤcken iſt von der Genehmigung der betreffenden Regierung abhaͤngig; dieſe 


© Genehmigung darf nur ertheilt werden, wenn der Eigenthuͤmer oder Erbpaͤchter 


eines Grundſtuͤcks einen nach landſchaftlichen Taxgrundſaͤtzen ermittelten Kapital⸗ 
Grundwerth von 15,000 Nthlr. oder darüber nachweiſet. Die Beurtheilung 
dieſes Nachweiſes gebuͤhrt der Regierung und ein Recht zum Widerſpruch ſteht 
dem Beſitzer eines bisher ausgeuͤbten Konſumtionszwanges oder gusſchließenden 
Schankrechts nicht zu. 5 
$. 6. Neue Schankſtaͤtten auf dem Lande koͤnnen nur unter beſonderer Geneh⸗ 

migung der Regierung, und zwar nur auf den Antrag einer Gemeinde unter dem 
Nachweis des Beduͤrfniſſes, und wenn zuvor der zur Ausuͤbung des Schankrechts 
berechtigte Grundherr mit ſeinen Einwendungen gehoͤrt worden, errichtet werden. 

. 7. Wenn in einzelnen Faͤllen durch die Aufhebung der Zwangs⸗ und Bann⸗ 
rechte (F. 1.) ein wirklicher Schaden entſtehen ſollte; ſo wird in ſolchen Faͤllen 
eine Verguͤtigung des wirklichen Schadens nach den Grundſaͤtzen und Beſtim⸗ 8 
(No. 1432.) S mun⸗ 
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mungen Unſerer Verordnung vom 15ten September 1818. A6 1 3. Lat. c. $$. 
3. 4. 6 — 11. incl. (Geſetz⸗ Sammlung Seite 178 und fg.), welche Wir hierdurch 
auch in der Provinz Polen in Kraft ſetzen, und für die bezeichneten Faͤlle in 
Anwendung gebracht wiſſen wollen, aus Staatskaſſen gewaͤhrt werden. 
Dagegen ſoll weder der Verkaͤufer, noch der Erb⸗ oder Zeitverpaͤchter, 
Mi 10 Zwangpflichtige verbunden ſeyn, eine Entſchaͤdigung für jene Aufhebung 
zu leiſten. ® BET RR 

§. 8. Der Berechtigte iſt der im $.7. ertheilten Beſtimmung gemäß, Behufs 
der Ausmittelung feines Verlustes, verbunden, den Debit, welcher in dem Zeit 
raum von 1816 — 1825. einſchließlich, und den Debit, welcher in den Jahren 
1834. 1835. 1836. 1837. ſtattgefunden hat, nachzuweiſen; und es ſoll durch 
Vergleichung des Durchſchnitts dieſer vier Jahre mit dem Durchſchnitte jener 
zehn Jahre der entſtandene Ausfall ermittelt werden. 
Eine Verguͤtigung dieſes Ausfalls findet jedoch nicht Gott, wenn dem Be⸗ 
rechtigten Mangel an Thaͤtigkeit, Induſtrie und Güte des Fabrikats nachgewieſen 
werden kann und der Verluſt daher nicht als eine unmittelbare Folge des auf⸗ 
gehobenen Zwang⸗ und Bannrechts anzuſehen iſt. ö 

9.9. maß dem Ablauf des Jahres 1837. ſollen die Inhaber früherer Zwangs⸗ 
und Bannrechte (F. 1.) durch eine öffentliche er e der Kreispolizei⸗ 
Behoͤrde zur Anmeldung und Beſcheinigung ihrer Entſchaͤdigungsanſpruͤche, bei 
Verluſt derſelben, binnen einer ſechsmonatlichen Friſt aufgefordert werden. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. sr ; 

Gegeben Berlin, den 13ten Mai 1833. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
| Carl, Herzog zu Mecklenburg. | 
v. Schuckmann. Maaſſen. v. Kamptz Muͤhler. 
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